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140 Millionen – dank Neueinzonungen
BAUGESETZ Wer von einer
Wertsteigerung seines Landes
dank einer Neueinzonung
profitiert, soll künftig zahlen.
Wie viel, ist stark umstritten.
Auch Ausnahmeregelungen
werden viel zu reden geben.

LUKAS NUSSBAUMER
lukas.nussbaumer@luzernerzeitung.ch

Das revidierte Planungs- und Bauge-
setz des Kantons Luzern hat es in sich –
weil es grosse finanzielle Auswirkungen
hat: auf den Kanton, die Gemeinden
und auf ganz viele Landbesitzer. Das
neue Gesetz sieht nämlich vor, soge-
nannte Planungsvorteile künftig mit
einer Mehrwertabgabe von mindestens
20 Prozent auszugleichen. EinMehrwert
entsteht etwa dann, wenn Landwirt-
schaftsland zu Bauland wird und so auf
einen Schlag eine massive Wertsteige-
rung erfährt. Dafür soll der Eigentümer
zur Kasse gebeten werden – mit der
Mehrwertabgabe.
Grund für die Gesetzesanpassung im

Kanton Luzern ist das Ja des Schweizer
Volks zum revidierten Raumplanungs-
gesetz von Anfang März 2013. Das
Bundesgesetz enthält den Passus, dass
Planungsvorteile mit einem Satz von
mindestens 20 Prozent auszugleichen
sind. Die Kantone haben bis zum Mai
2019 Zeit, ihre Regelwerke anzupassen.

Schaffen sie das nicht, werden sie sank-
tioniert.

Freibetrag von 100 000 Franken
Die Luzerner Regierung will nicht

über den Mindestsatz von 20 Prozent
hinausgehen, wie sie in ihrer Vernehm-
lassungsvorlage schreibt. Abgabepflich-
tig werden sollen jedoch auch Besitzer
von Flächen, die um- oder aufgezont
werden. Auch dies generiert einen
Mehrwert, weil so die innere Verdich-
tung erhöht wird. Hier schlägt die Re-
gierung einen Satz von 15 Prozent vor,
den die Gemeinden um 5 Prozent er-
höhen oder senken können. Sie sollen
aber auch ganz auf die Abgabe ver-
zichten können. Planungsmehrwerte
von bis zu 100 000 Franken möchte die
Regierung von der Abgabe befreien.
Die Mittel aus Um- oder Aufzonungen
bleiben bei der Standortgemeinde, wäh-
rend die Abschöpfungen aus Neuein-
zonungen einem vom Kanton verwal-
teten Fonds zugewiesen werden.

Bauern bevorzugt behandelt
Die Regierung geht davon aus, dass

im Kanton Luzern in den kommenden
Jahren rund 75 Hektaren in der Ver-
gangenheit zu viel reserviertes Bauland
rückgezont werden müssen. Das verur-
sacht Entschädigungskosten an die
Grundeigentümer von schätzungsweise
75 bis 100 Millionen Franken.
Die Einnahmen aus der Mehrwert-

abgabe bei den in anderen Gemeinden
vorgesehenen Neueinzonungen belau-
fen sich auf geschätzte rund 110 bis
140 Millionen Franken. Diese Summe

dürfte jedoch tiefer ausfallen, weil die
Bauernvertreter in den eidgenössischen
Räten eine bevorzugte Behandlung ihrer
Klientel erwirken konnten. So wird der
bei der Einzonung von Landwirtschafts-
land errechnete Mehrwert um jenen
Betrag gekürzt, der innert zwei Jahren
seit Rechtskraft der Einzonung für den
Bau eines landwirtschaftlichen Ersatz-
gebäudes gebraucht wird.
Die nicht für Rückzonungsentschädi-

gungen benötigten Mittel sollen laut
Vorschlag der Regierung zu gleichen
Teilen zwischen Kanton und Gemeinden
aufgeteilt werden. Die Regierung geht
«trotz erheblicher Planungsunsicher-
heiten» davon aus, dass die durch die
Mehrwertabgabe generiertenMittel aus-
reichen werden, um die Rückzonungen
finanzieren zu können.

Kritik von rechts bis links
Bei den im Kantonsrat vertretenen

sechs Luzerner Parteien kommen die
Vorschläge der Regierung unterschied-
lich gut an, wie die eingereichten Ver-
nehmlassungsantworten zeigen.

CVP

Die grösste Kantonsratsfraktion
schliesst sich bei den Kernpunkten
des Gesetzes der Regierung an, be-
grüsst also sowohl den Abschöpfungs-
satz von 20 Prozent als auch den
Freibetrag von 100 000 Franken. Die
Ausnahmeregelung für die Landwirte
will die CVP hingegen von zwei auf
vier Jahre ausweiten. Noch nicht äus-
sern will sich die Partei zur Abschöp-

fung bei Um- oder Aufzonungen. Sie
verlangt von der Regierung zuerst eine
Beurteilung im interkantonalen Zu-
sammenhang.

SVP

Auch die zweitgrösste Kantonsrats-
fraktion sagt Ja zur Abschöpfung von
20 Prozent und zum vorgesehenen Frei-
betrag, auch wenn 100 000 Franken als
«eher hoch» taxiert werden. Anderer
Ansicht als die Regierung ist die SVP in
Bezug auf die Abgabe bei Um- und
Aufzonungen: Auf diese sei zu verzich-
ten, weil andere Kantone diese Ab-
schöpfung ebenfalls nicht vorgesehen
hätten. Ausweiten möchte die SVP die
für Bauern vorgesehene Ausnahme-
regelung. So soll die Mehrwertabgabe
auch bei Erbteilung, Erbvorbezug,
Schenkung oder bei einem Eigentums-
wechsel unter Ehegatten aufgeschoben
werden.

FDP

Für die Freisinnigen muss die Frei-
grenze von 100 000 Franken «höher
angesetzt werden». Auch der vorgeschla-
gene Abschöpfungssatz von 15 Prozent
bei Um- und Aufzonungen passt der
FDP nicht: Die Gemeinden sollen zwi-
schen 0 und 20 Prozent frei wählen
können. Vorbehalte meldet die Partei
ausserdem zur Regelung bei der Ver-
teilung der Mittel, die nicht für Ent-
schädigungen bei Rückzonungen ge-
braucht werden. Ein Ausgleich an alle
Gemeinden sei falsch.

SP

Bei den Sozialdemokraten kommt der
Gesetzesentwurf der Regierung schlecht
an. Die Abschöpfungssätze seien viel zu
tief gewählt. Die SP möchte bei Neu-
einzonungen eine Mehrwertabgabe von
60 Prozent (statt 20) und bei Um- sowie
Aufzonungen eine von 50 Prozent (statt
15) im Gesetz verankern. Ganz anderer
Ansicht ist die SP auch bei der Frei-
grenze: Sie wird grundsätzlich hinter-
fragt, da sie einen enormen Aufwand
verursache. Wenn schon eine eingeführt
werden soll, dann seien 40 000 Franken
angemessen.

GRÜNE

Etwas moderatere Anpassungen als
die SP schlagen die Grünen vor. Sie
möchten einen Freibetrag von 50 000
Franken und Abschöpfungssätze von
50 Prozent (bei Neueinzonungen) be-
ziehungsweise von 30 Prozent (bei Um-
und Aufzonungen). Dass Gemeinden
auf eine Abgabe bei Um- und Aufzo-
nungen verzichten können, lehnen die
Grünen ebenso klar ab wie die Sozial-
demokraten.

GLP

Den tiefsten Freibetrag fordern die
Grünliberalen – er soll lediglich 30 000
Franken betragen. Keine konkreten An-
gaben macht die kleinste Kantonsrats-
fraktion zumAbschöpfungssatz. Die GLP
findet aber, die vorgeschlagenen 20 Pro-
zent seien «massiv zu tief».

NACHRICHTEN
Regierung
sagt Ja und Nein
ABSTIMMUNGEN red. Die Luzer-
ner Regierung empfiehlt die Milch-
kuh-Initiative zur Ablehnung. Mit
dem Volksbegehren sollen alle Er-
träge aus der Mineralölsteuer dem
Strassenverkehr zugutekommen. Ja
sagt die Regierung hingegen zur
Änderung des Asylgesetzes. Damit
soll das Asylverfahren beschleunigt
werden. Über beide Vorlagen
entscheidet das Volk am 5. Juni.

Wirtschaft
bündelt Kräfte
LUZERN red. Verschiedene Institu-
tionen haben sich auf Initiative der
TCS-Sektion Waldstätte und des
kantonalen Gewerbeverbands zur
Luzerner Mobilitätskonferenz
zusammengeschlossen. Erster
Präsident ist FDP-Nationalrat Peter
Schilliger. Die Konferenz setzt sich
zum Ziel, die besten Konzepte für
Strasse, Schiene und Langsamver-
kehr zu suchen. Neben TCS und
Gewerbeverband engagieren sich
die Industrie- und Handelskammer,
der Nutzfahrzeugverband Astag, der
ACS und das Parkleitsystem Luzern.

Grüne sagen Ja zu
Grundeinkommen
ABSTIMMUNG red. Die Grünen
des Kantons Luzern haben die
Ja-Parole für ein bedingungsloses
Grundeinkommen gefasst, schreibt
die Partei. Über die Vorlage ent-
scheidet das Volk am 5. Juni.

97. Geburtstag
WILLISAU red.Morgen feiertMaria
Wigger am Oberdorfrain 1 a ihren
97. Geburtstag. Sie wohnt immer
noch im eigenen Haus und meistert
den Haushalt mit ihrem Lebens-
partner eigenständig. Wir gratulieren
herzlich und wünschen alles Gute.

GRATULATION

Kloster will mit Kachelofen Besucher anlocken
ST. URBAN Im ehemaligen
Kloster wurden gestern
Neuerungen gezeigt. Sie sind
zwar uralt, sollen aber für
neuen Schwung sorgen.

Staunen – erleben – geniessen: Unter
diesem Motto wurden gestern im ehe-
maligen Kloster St. Urban drei neue
Elemente vorgestellt. Es sind dies ein
historischer Kachelofen und eine in den
letzten Monaten restaurierte Chororgel.
Zudem wurde die Tonbildschau über-
arbeitet und mit neuen Inhalten gefüllt.
Sie war ursprünglich im Rahmen des
800-Jahr-Jubiläums des Klosters St. Urban
(1194–1994) mit dem Titel «Das Kloster
St. Urban im Laufe der Zeit» erstellt
worden.
Die Tonbildschau dauert rund 20 Mi-

nuten und ist fester Bestandteil der
kunsthistorischen Führungen. Sie bringt
die Geschichte des ehemaligen Klosters
und des Gesamtordens näher. Des Wei-
teren zeigt sie das einfache Leben der
Zisterziensermönche auf. Unter deren
Ägide stand das Kloster bis zur Aufhe-
bung im Jahre 1848.

«Kultur ist ein Exportschlager»
«St. Urban ist ein Barockjuwel auf der

Luzerner Landschaft», betonte Peter
Schwegler, Direktor der Luzerner Psy-
chiatrie und Direktionsmitglied des
Klosters, gestern vor den Medien. «Kul-
tur ist jedoch weder eine Selbstverständ-
lichkeit noch ein Selbstläufer.» Und sie
werde durch verschiedene Protagonisten
wie Musiker, Bildhauer oder Sänger erst
möglich gemacht.
Regierungspräsident und Bildungs-

direktor Reto Wyss wies darauf hin, dass
Luzern ein Kanton sei, der enge Bezie-
hungen zur Kultur habe. «Kultur ist ein
Exportschlager», sagte er und erwähnte
in diesem Zusammenhang deren wirt-
schaftliche Bedeutung. Das KKL gene-
riereMillionenbeträge anWertschöpfung.

Orgel in Amsterdam gebaut
Der Kachelofen ist eine ständige Leih-

gabe des SolothurnerMuseums Blumen-
stein. Nach rund 150 Jahren kehrt er
damit an seinen Ursprungsort zurück.
In den Jahren 1872/73 waren nämlich
zahlreiche Steckborner Prunkstücke des
Klosters verkauft worden. Erbaut wurde
er 1732 in der Werkstatt des Hafner-
meisters Daniel Meyer in Steckborn. Als

Hauptmotiv ist darauf die Klosterge-
schichte abgebildet. Weitere Motive zei-
gen Fantasielandschaften und Fantasie-
burgen. Der neue museale Standort be-
findet sich in der
ehemaligen Abtei.
Die Chororgel, wel-

che jetzt in St. Urban
steht, wurde zwischen
1841 und 1851 in Ams-
terdam gebaut. Sie
wechselte verschie-
dentlich den Besitzer.
Für Umbau und Res-
taurierung mussten
rund 100 Arbeitsstunden aufgewendet
werden. Sie umfasst 246 in der Orgel ver-
sorgte Pfeifen. Geweiht wurde das Inst-
rument von Diakon Sepp Hollinger.

«St. Urban ist ein Hotspot»
Die Kosten für alle drei Elemente be-

laufen sich auf rund 100000 Franken.

Dazu steuerten das Bundesamt für Kul-
tur, die Kulturförderung des Kantons
Luzern, der Lotteriefonds, die Albert
Koechlin Stiftung und der Kulturfonds

des Klosters einen
Beitrag bei.Weiter be-
teiligte sich auch die
Luzerner Psychiatrie
– speziell für den Ton-
bildschau-Raum – an
den Aufwendungen.
Dieser könne neu
auch multifunktional
für die Bedürfnisse
der Luzerner Psychi-

atrie oder gegenVerrechnung vonDritten
genutzt werden, sagte Schwegler. Zudem
erwartet er mit den Neuerungen «noch
vermehrt Besucher im Kloster St. Urban,
was uns zusätzliche Wertschöpfung in
der Region bringt».
Reto Wyss betonte am gestrigen An-

lass zudem: «Kultur ist kein Vorrecht

der Stadt.» Sie sei auch auf der Land-
schaft präsent. «St. Urban ist ein Hotspot.
Dazu gilt es Sorge zu tragen.» Und
weiter erklärte er: «Es ist schon fast eine
modulable Anlage.» Mit dem Unter-
schied allerdings, dass sie mit etwas
weniger Geld finanziert worden sei.
Sein monetärer Seitenhieb Richtung

Stadt Luzern und die permanente Dis-
kussion um die Salle Modulable kamen
jedenfalls – wie das Raunen der an-
wesenden Gäste bestätigte – an. Zudem
sei es einfacher, bei diesemKulturanlass
im ehemaligen Kloster St. Urban dabei
zu sein, wenn die dazu benötigten
Gelder bereits gesprochen seien. Des-
halb erstaunte die Aussage nicht, als
der Regierungspräsident zur Veranstal-
tung im früheren Kloster sagte: «Es ist
für mich ein kulturpolitischerWellness-
anlass.»

ERNESTO PIAZZA
ernesto.piazza@luzernerzeitung.ch

Peter Schwegler von der Direktion des Klosters St. Urban (links), Seelsorger Alberich Altermatt und
Regierungspräsident Reto Wyss vor dem 1732 erbauten Kachelofen im Kloster St. Urban in Pfaffnau.
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«St. Urban ist ein
Barockjuwel auf der
Luzerner Landschaft.»
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